
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 02.06.2026 
Fachbereich: Zentrale Dienste 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 001/2026/0077 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Haupt- und Finanzausschuss 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

16.06.2026 2.4 Öff.    

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

  Öff.    

 
    

 
Grundsatzbeschluss und Auftrag zur weiteren Prüfung des zukünftigen Standortes des Ver-
waltungsneubaus 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Auf Grundlage der vorgelegten Standortbewertung empfiehlt der Haupt- und Finanzausschuss / be-
schließt der Verbandsgemeinderat, den Standort: 
 
Variante A: Kette-Saar Oppenheim 
 
Variante B: Krämereck-Süd Oppenheim 
 
Variante C: Rhein-Selz-Park Nierstein 
 
Variante D: Gewerbegebiet Guntersblum 
 
Variante E: Leininger Schloss Guntersblum mit ergänzendem Neubau 
 
zu favorisieren und ermächtigt die Verwaltung zur weiteren Prüfung. 
 
Soweit ein Standort außerhalb von Oppenheim favorisiert wird, ist der Beschluss verbunden mit dem 
Auftrag, die Verlegung des Dienstsitzes der Verbandsgemeindeverwaltung zu prüfen und vorzuberei-
ten.  
 

 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Mader)  (Pfuhl)    (Groth) 
Sachbearbeiter  Fachbereichsleiter    Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
In der Sitzung des Verbandsgemeinderates am 07.05.2026 wurde im Zuge der Beratung zur Verwal-
tungsstelle im Rathaus Guntersblum vereinbart, eine Bewertung der verschiedenen möglichen Verwal-
tungsstandorte durchzuführen. Hier wurde seitens der CDU angeregt, die Bewertung analog der Stand-
ortauswahl der IGS des Landkreises vorzunehmen.  
 
In der Sitzung des Ältestenrates am 09.06.2026 wurde eine Analyse der einzelnen Varianten den Frak-
tionsvorsitzenden vorgestellt. Im Anschluss wurde den Ratsmitgliedern die Präsentation und die Be-
wertung zur Verfügung gestellt.  
 
In der Ältestenratssitzung wurde vereinbart, dass jedoch Fraktion auf Basis der Unterlagen eine favo-
risierte Variante benennen soll. Die Rückmeldung unter Nennung der anonymisierten Abstimmungs-
ergebnisse innerhalb der Fraktion sollen bis vor der Sitzung des Verbandsgemeinderates erfolgen. 
 
Die zur Verfügung gestellten Unterlagen sind vertraulich zu behandeln. Eine Weitergabe ist nicht 
gestattet. 
 
  
 
 


